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I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

.

......O..COOUOIOOOOOOOC.......‚0.0.0.0...OOO......C...‘,

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmäohtigter: ...............................,

g e g e n

......‚C...‘.........................‚OOOOOOOOOOOCOOOC.,

Beklagte und Revisionsklägerin.

‚Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 24. Juli 4977

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile des
Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen

vom 7. Juli 4976 und des Sozialgerichts Köln vom
44. September 4975 aufgehoben. Die Klage wird abge—

wiesen. '
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G r ü n d e :

I.

Die Beteiligten streiten darüber, ob die Beklagte dem Kläger

Unterhaltsgeld unter Berücksichtigung einer kurz vor Maß-
nahmebeginn abgeschlossenen Tariferhöhung zu gewähren hat,

obwohl die tarifliche Erhöhung bei der letzten vor Ausschei-

den aus dem Beschäftigungsverhältnis vorgenommenen Abrech-

nung noch nicht berücksichtigt war.

Der 1951 geborene Kläger, der 1969 seine Lehre als Anwalts—

gehilfe abgeschlossen hatte, stand zuletzt von Mitte 1975

bis 5. April 1974 beim Arbeitsamt Brühl als Angestellter in

Diensten der Beklagten. V0m 1. April 1974 bis 51. März 1976

besuchte er einen Lehrgang der Wirtschaftsfachschule der
Akademie für praktische Betriebswirtschaft in Köln mit dem

von ihm angestrebten Ziel des staatlich geprüften Betriebs—

wirtes. In der Zeit vom 1. bis 5. April 1974 hatte der Klä-

ger bei der Beklagten Urlaub.

Im Zeitpunkt des Ausscheidens des Klägers aus dem Beschäf—

tigungsverhältnis, am 5. April 1974, war das Gehalt des

Klägers für den Monat März 1974 in Höhe von 1.551,48 DM ab—

gerechnet. Die am 28. März 1974 zwischen den zuständigen

Tarifvertragsparteien mit Wirkung vom 1. Januar 1974 zu—
stande gekommene Erhöhung des Gehalts war bei der Abrech—

nung noch nicht berücksichtigt. Die für die Zeit vom

1. Januar bis 51. März 1974 aufgrund der Tariferhöhung

zustehende Nachzahlung wurde am 9. April 1974 errechnet

und auf das Konto des Klägers überwiesen.

Auf seinen Antrag vom 11. März 1974, mit dem der Kläger

die Förderung der Teilnahme an dem Lehrgang der Wirt-

schaftsfachschule begehrte, bewilligte ihm die Beklagte
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mit Bescheid vom 15. Mai 1974 ab 6. April 1974 Unterhaltsgeld

nach einem Bemessungsentg€lt von 1.551,48 DM, dem Entgelt, das

dem alten Tarif entsprach. Am 29. Mai 1974 übersandte der

Kläger dem Arbeitsamt eine Bescheinigung seines früheren Arbeit—

gebers vom 21. Mai 1974, in der als Gehalt im letzten abgerech—

neten Monat Februar die Summe von 1.489,12 DM aufgeführt war,
dem Gehalt, das sich aus dem neuen Tarif ergab. Er bat,das Unter-

haltsgeld entsprechend neu zu berechnen. Die Beklagte erwiderte

darauf, daß die nachgereichte Bescheinigung nicht berücksich-

tigt werden könne, da das höhere Gehalt bei Beginn der Maßnahme

noch nicht abgerechnet gewesen sei (Bescheid vom 4. Juni 1974;-

Widerspruchsbescheid vom 22. November 1974).

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte verurteilt, bei der Be—

rechnung der Höhe des Unterhaltsgeldes des Klägers ein Gehalt

von 1.489,12 DM zugrunde zu legen (Urteil vom 11. September
1975). Mit Bescheid vom 26. November 1975 hat die Beklagte das
Unterhaltsgeld des Klägers neu bemessen. Sie hat die für die

Zeit vom 28. März 1974 bis 51. März 1974 im Wege der nachträg—

lichen Vertragserfüllung gezahlten Gehaltsteile bei der Berech—

nung des Unterhaltsgeldes berücksichtigt. Das Landessozialgericht

(LSG) hat mit Urteil vom 7. Juli 1976 die Berufung der Beklagten

zurückgewiesen und ausgeführt: ' }

Gezahlt und abgerechnet sei im Zeitpunkt des Ausscheidens des
Klägers aus dem Beschäftigungsverhältnis am 5. April 1974 das

Gehalt für den Monat März 1974 gewesen, und zwar in der nach
dem alten Tarif berechneten Höhe. Hinsichtlich des Erhöhunge—

betrages vom 1. Januar bis 51. März 1974 und des Gehalts für

die Zeit vom 1. bis 5. April 1974 sei die Abrechnung am 9. April
1974 vorgenommen werden. Bei einer lediglich am Wortlaut aus—
gerichteten Auslegung des Gesetzes, nach dem das am Tage des Aus—

scheidens aus dem Beschäftigungsverhältnis abgerechnete Entgelt

zugrunde zu legen sei, müßte der Beklagten in ihrer Uhterhalts—
*geldberechnung zugestimmt werden. Das Unterhaltsgeld habe aber

Lohnersatzfunktion. Es müßte deshalb gewährleistet sein, daß
sich seine Höhe nach dem zuletzt vor Aufgabe des Beschäftigungs-

verhältnisses erzielten Arbeitseinkommen bemesse. An dieser Auf—

fassung halte das Gericht jedenfalls für diejenigen Fälle fest,

_ 4 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

in denen, wie hier, die letzte, eine Tariferhöhung berück—

sichtigende Gehaltszahlung zwar nach dem Ausscheiden aus

dem Arbeitsverhältnis, aber beträchliche Zeit vor dem das

Unterhaltsgeld bewilligenden Erstbescheid vorgenommen sei

und einer Berücksichtigung dieser Abrechnung durch die Ver—

waltung nichts im Wege gestanden hätte.

Mit der zugelassenen Revision rügt die Beklagte eine Ver—

letzung von 5 44 Abs. 2 Satz 5 Arbeitsförderungsgesetz (AFG)

in der ursprünglichen Fassung, 5 142 Abs. 5 AFG. Sie ist

der Auffassung, daß Tariferhöhungen, die zwar vor Eintritt

des Versicherungsfalles beschlossen werden, aber noch nicht

abgerechnet worden seien, bei der Bemessung des Unterhalts—

geldes nicht berücksichtigt werden könnten.

Sie beantragt sinngemäß,

das angefochtene Urteil und das Urteil des

Sozialgerichts Köln vom 11. September 1975

aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch
Urteil ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(5 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz —SGG—).

II.

Die Revision ist begründet.

Der Kläger hat keinen Anspruch auf Berücksichtigung einer
Gehaltserhöhung bei der Bemessung seines Unterhaltsgeldes‚

die zu der Zeit noch nicht abgerechnet war, als er aus

seinem Beschäftigungsverhältnis ausschied. Abgerechnet war
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nach den Feststellungen des LSG am 5. April 1974, als der Kläger

sein Beschäftigungsverhältnis beendete, das Gehalt des Klägers

für den Monat März 1974 in der Höhe, wie es nach dem Rechtszu—

stand vor der Änderung des Tarifvertrages am 28. März 1974 zu
berechnen gewesen war. Nach diesem abgerechneten Gehalt war das

Unterhaltsgeld des Klägers zu bemessen.

Nach.544 Abs. 2 S. 5 AFG in der Fassung, die für den 1974 be-

schiedenen und zu bescheidenden Fall anzuwenden ist, in verbin—

dung mit 5 112 Abs. 5 AFG richtet sich die Höhe des Unterhalts—

geldes nach dem Bemessungszeitraum, der die letzten, am Tage

des Ausscheidens des Arbeitnehmers aus dem Beschäftigungsver—

hältnis abgerechneten, insgesamt zwanzig Tage mit Anspruch auf

Arbeitsentgelt umfassenden Lohnabrechnungszeiträume einschließt,

und zwar der letzten die Beitragspflicht begründenden Beschäfti—

gung vor der Entstehung des Anspruchs. Indem % 112 Abs. 5 AFG

den Bemessungszeitraum festlegt, bestimmt er, welches Gehalt der

Berechnung des Arbeitslosengeldes bzw. des Uhterhaltsgeldes

zugrunde zu legen ist. Es ist danach das Arbeitsentgelt zu be—

rücksichtigten, das dem Arbeitnehmer nach dem vor seinem Aus—

scheiden bestehenden Gehaltsanspruch zu zahlen war (vgl. Urteil

des BSG vom 25. Februar 1977 - 12 RAr 79/76). Nach dem Wortlaut

des Gesetzes wird auf die "abgerechneten" Lohnabrechnungszeit—

räume abgestellt. Der Berechnung wird daher nur dasjenige Ar-

beitsentgelt zugrunde gelegt, das abgerechnet werden ist.

Mit dieser Regelung verfolgt das Gesetz das Ziel, auf der einen

Seite die Lohnersatzleistung (also das Arbeitslosengeld oder das

Unterhaltsgeld) an einem Lohnniveau auszurichten, das zeitnah

festgestellt ist, also unmittelbar vor Beginn der Leistungen ge-

golten hat, das auf der anderen Seite aber auch eine rasche und
einfache Feststellung der Leistungshöhe schon bei Ausscheiden

des Anspruchstellers aus seinem Beschäftigungsverhältnis er-

möglicht (vgl. Urteil des BSGvom 51. August 1976 - 12RAr
57/74). Indem der Gesetzgeber prinzipiell das Gehalt des letzten

am Tage des Ausscheidens aus dem Beschäftigungsverhältnis abge-

rechneten Lohnabrechnungszeitraumes als maßgebend kennzeichnet,

_ 6 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 6 -

hat er dafür Sorge zu tragen, daß der letzte auf Arbeitsein—

kommen gegründete Lebensstandard des Arbeitnehmers als der

Maßstab für die zu gewährenden Leistungen gilt. Zugunsten des

Bestrebens, bei Ausscheiden des Arbeitnehmers aus dem Be—
schäftigungsverhältnis sofort eine endgültige Feststellung

des Arbeitslosengeldes oder des Unterhaltsgeldes vornehmen

zu können, hat es der Gesetzgeber jedoch für gerechtfertigt

gehalten, jene Teile des Arbeitseinkommens zu vernachlässi—

gen, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht abgerechnet werden

sind. Vielmehr hat er es für ausreichend angesehen, von jenem

Stand des Arbeitseinkommens auszugehen, der bereits in die

bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses erteilte Lohnab—

rechnung eingegangen war.

Wie das BSG bereits im Urteil vom 24. Juni 4977 (7 RAr 88/75)

unter Darlegung der Entstehungsgeschichte des 5 442 Abs. 5

AFG und im Vérgleich mit anderen sozialrechtlichen Vorschrif—

ten ausgeführt hat, ist diese Regelung vom Gesetzgeber bewußt

vorgenommen worden, so daß nicht von einer "planwidrigen

Unvollständigkeit", also einer Lücke des Gesetzes ausgegan—

gen werden kann, die es dem Gericht gestatten würde, ab—

weichend vom Wortlaut des Gesetzes auch eine Gehaltshöhe

zu berücksichtigen, die beim Ausscheiden aus dem Beschäfti-

gungsverhältnis noch nicht abgerechnet war.

Der seinem Wortlaut und Sinn entsprechend angewandte % 442

Abs. 5 AFG führt dazu, daß rückwirkende tarifliche Ein—

kommensverbesserungen, also Einkommensverbesserungen, die

nach Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis rück-

wirkend vereinbart worden sind, bei der Berechnung des

Arbeitslosengeldes und des Unterhaltsgeldes nicht zu be—

rücksichtigen sind (vgl. BSG vom 54. August 4976 — 42/7 RAr
57/74 und BSG vom 25. Februar 4977 — 42 RAr 79/76). Die

wort— und sinngerechte Auslegung des 5 442 Abs. 5 AFG
hat aber auch zur Folge, daß eine tarifliche Lohnerhöhung,

die zwar vor dem Ausscheiden aus dem Besohäftigungsverhält—

nis vereinbart worden ist, sich aber in der letzten vor dem

..'7..
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Ausscheiden vorgenommenen Abrechnung nicht mehr niedergeschlagen

hat, nicht zu berücksichtigen ist. Andernfalls wäre nicht ge—
währleistet, daß die Beklagte unmittelbar nach dem Ausscheiden

des Anspruchstellers aus dem Beschäftigungsverhältnis über den

geltend gemachten Leistungsanspruch endgültig entscheiden kann.

Ein Abstellen darauf, wann im Einzelfall von der Beklagten das

Arbeitslsoengeld oder das Uhterhaltsgeld festgesetzt werden ist,

wie das LSG es für richtig hält, findet im Wortlaut des Gesetzes,

der wie dargelegt vom Gesetzgeber bewußt gewählt worden ist,

keine Stütze.

-Es trifft auch nicht zu, daß, wie der Kläger meint, dieses ver-

ständnis des 5 412 Abs. 5 AFG auch falsche Lohnabrechnungen als
Grundlage der Arbeitslosengeld— oder Uhterhaltsgeldberechnung

gelten lassen müsse. % 412 Abs. 5 AFG bestimmt das für die Be—

rechnung entscheidende Gehalt, indem er den Zeitraum festlegt,

nach dem sich die Berechnung auszurichten hat. Das für diesen

abgerechneten Zeitraum geltende Gehaltsniveau ist maßgebend.

Maßgebend bleibt es, da es abgerechnet ist, auch wenn es falsch

abgerechnet ist, jedoch nicht in der fehlerhaft berechneten Höhe,

sondern in der richtigen. Nur in diesem Fall kann (und muß) eine

doppelte Berechnung des Arbeitslosengeldes oder des Unterhalts—

geldes durch die Beklagte erforderlich werden. Von der falschen

Abrechnung durch den Arbeitgeber ist jedoch der Fall zu unter-

scheiden, in dem zwar noch vor dem Ausscheiden aus dem Beschäf-

tigungsverhältnis eine Tariferhöhung vereinbart worden ist, die

letzte Abrechnung diese Erhöhung aber nicht mehr berücksichtigt

hat. Als falsch könnte die Abrechnung in diesem Fall nur dann
bezeichnet werden, wenn die neue Gehaltshöhe nach der Abrech—

nungsorganisation des betreffenden Arbeitgebers schon zu berück—

sichtigen war, tatsächlich jedoch, etwa aus Versehen, nicht be—
achtet worden ist. Konnte die Abrechnung auf die neue Tariflage

nicht eingehen, etwa weil der Arbeitgeber nach seiner Organi—

sation nicht so rasch auf die neue Situation reagieren konnte,

dann ist die Abrechnung, weil sie sich bewußt an der alten

Tariflage ausrichtet, richtig. Das neue Gehalt ist dann noch

nicht in die Abrechnung einbezogen.
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Im vorliegenden Falle konnte die Gehaltserhöhung, die der

Kläger berücksichtigt sehen möchte, schon deshalb nicht in

die vor dem Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis

vorgenommene Abrechnung aufgenommen werden, weil der Tarif—

vertrag, der die Gehaltserhöhung brachte, nach der letzten

vor dem Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis vorge—

nommenen Gehaltsabrechnung zustande kam (letzte Abrechnung

vor dem Ausscheidenz Mitte März‚ Abschluß des Tarivertrages

am 28. März)„Das Unterhaltsgeld des Klägers war demnach

nach dem alten Tariflohn zu berechnen„ '

Etwas anderes ergibt sich auch nicht daraus, daß die Be—

klagte gleichzeitig der Arbeitgeber des Klägers war„ Es

kann dahinstehen‚ ob bei Personenidentität zwischen

Leistungsträger und Arbeitgeber es gegen Treu und Glauben

verstoßen würde" wenn der Leistungsträger auch dann die

Berechnung an dem letzten vor dem Ausscheiden aus dem Be—
schäftigungsverhältnis abgerechneten Gehalt vornehmen wür—

de, wenn er selbst schuldhaft die letzte Gehaltsabrech-

nung zu spät vorgenommen hätte„ Denn für eine schuldhaft'

von der Beklagten verursachte Verspätung der Gehalts—

abrechnung des Klägers spricht hier nichts. Der Kläger

hat auch nichts in dieser Richtung vorgetragen.
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Die Kostenentscheidung folgt aus 5 495 SGG.
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